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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 38/16 B 
 
L 11 KR 4354/15 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 KR 740/15 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Baden-Württemberg - Die Gesundheitskasse, 
Presselstraße 19, 70191 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Juli 2016 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 9. März 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren auf Übernahme 

der Kosten für Fahrten zu ambulanten onkologischen Verlaufskontrollen im Universitätsklinikum 

H.                      bei der Beklagten und in den Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das LSG hat zur 

Begründung ua ausgeführt, es fehle an der Notwendigkeit der Beförderung, weil die Verlaufs-

kontrollen auch wohnortnah durchgeführt werden könnten (Beschluss vom 9.3.2016). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Beschluss. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 SGG 

abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des allein geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgrundes des Verfahrensfehlers. 

 

1. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrensmangel 

kann nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien 

richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrund-

satz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfahrensmangel in diesem Sinne geltend 

zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die den entscheidungserheblichen Man-

gel ergeben sollen (vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 36). Wer sich auf eine Verletzung 

der Amtsermittlungspflicht nach § 103 SGG stützt, muss daher ua einen für das Revisionsge-

richt ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrag bezeichnen, die Rechtsauffassung des LSG 

wiedergeben, aufgrund der bestimmte Tatsachen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müs-

sen und die von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände darlegen, die zu weite-

rer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten (vgl zB BSG Beschluss vom 20.7.2010 - B 1 KR 

29/10 B - RdNr 5 mwN; BSG Beschluss vom 1.3.2011 - B 1 KR 112/10 B - Juris RdNr 3 mwN). 

Hierzu gehört nach ständiger Rechtsprechung des BSG die Darlegung, dass ein anwaltlich ver-

tretener Beteiligter einen Beweisantrag bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt 

und noch zumindest hilfsweise aufrechterhalten hat (vgl dazu BSG Beschluss vom 

14.6.2005 - B 1 KR 38/04 B - Juris RdNr 5; BSG Beschluss vom 25.4.2006 - B 1 KR 

97/05 B - RdNr 6; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Bei nicht rechtskundig vertre-

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

tenen Beteiligten sind zwar weniger strenge Anforderungen an die Form und den Inhalt eines 

Beweisantrags zu stellen. Auch ein unvertretener Kläger muss aber dem Gericht deutlich 

machen, dass er noch Aufklärungsbedarf sieht (BSG Beschluss vom 24.7.2012 - B 2 U 

103/12 B - Juris RdNr 7). 

 

Diese Grundsätze gelten auch dann, wenn - wie hier - das LSG von der ihm durch § 153 Abs 4 

S 1 SGG eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die Berufung ohne mündliche Ver-

handlung durch Beschluss zurückzuweisen, wenn es sie einstimmig für unbegründet und eine 

mündliche Verhandlung nicht für erforderlich hält. Nach Zugang der Anhörungsmitteilung muss 

daher der Beteiligte, der schriftsätzlich gestellte Beweisanträge aufrechterhalten oder neue Be-

weisanträge stellen will, innerhalb der vom LSG gesetzten Frist diesem ausdrücklich die Auf-

rechterhaltung dieser Anträge mitteilen oder neue förmliche Beweisanträge stellen (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 31 S 52; BSG Beschluss vom 16.1.2013 - B 1 KR 25/12 B - Juris RdNr 5; 

BSG Beschluss vom 3.12.2014 - B 1 KR 5/14 B - RdNr 6; BSG Beschluss vom 6.6.2001 - B 2 U 

117/01 B - Juris RdNr 2; BSG Beschluss vom 27.12.2011 - B 13 R 253/11 B - Juris RdNr 7). 

Eine unsubstantiierte Bezugnahme auf frühere Beweisantritte genügt bei rechtskundig Vertrete-

nen nicht (vgl zum Ganzen BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; BSG Beschluss vom 

16.1.2013 - B 1 KR 25/12 B - Juris RdNr 6). Der Tatsacheninstanz soll dadurch nämlich vor 

Augen geführt werden, dass der Betroffene die gerichtliche Sachaufklärungspflicht noch nicht 

als erfüllt ansieht. Der Beweisantrag hat Warnfunktion (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; BSG 

Beschluss vom 10.4.2006 - B 1 KR 47/05 B - Juris RdNr 9 mwN; BSG Beschluss vom 

1.2.2013 - B 1 KR 111/12 B - RdNr 8). Auch ein nicht rechtskundig vertretener Beteiligter muss 

aber darlegen, dass er dem LSG deutlich gemacht hat, dass er dessen Sachaufklärungspflicht 

noch nicht als erfüllt ansieht und in welcher Hinsicht er noch weiteren Aufklärungsbedarf sieht 

(vgl BSG Beschluss vom 1.3.2006 - B 2 U 403/05 B - Juris RdNr 5; BSG Beschluss vom 

9.3.2011 - B 7 AL 6/11 B - Juris RdNr 4; BSG Beschluss vom 6.10.2011 - B 9 SB 6/11 B - Juris 

RdNr 8 mwN). 

 

Die Klägerin legt keinen Verfahrensmangel in diesem Sinne dar. Sie behauptet lediglich, ihre 

Ausführungen im Schriftsatz vom 15.8.2015 seien als Beweisantrag auszulegen gewesen. Sie 

hat den Schriftsatz vom 15.8.2015 allerdings im Verfahren vor dem SG eingereicht. Sie legt 

schon nicht dar, dass und wie sie auf die Anhörungsmitteilung des LSG reagiert hat. Sie 

bezeichnet damit nicht einen Verfahrensfehler des LSG - unabhängig davon, ob der Auffassung 

zur Auslegung der Ausführungen der Klägerin gefolgt werden kann. Sie rügt nicht, dass sie im 

Berufungsverfahren vor dem LSG einen Beweisantrag angebracht oder den erstinstanzlich nach 

ihrer Auffassung gestellten Beweisantrag aufrechterhalten habe. Im Übrigen fehlt es an einer 

substantiierten Darlegung, aufgrund welcher Rechtsauffassung des LSG Tatfragen klä-

rungsbedürftig erschienen wären ebenso wie an einer Darlegung, warum das LSG sich hätte 

gedrängt fühlen müssen, noch Beweis zu erheben, zumal es seine Entscheidung - auch - darauf 
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gestützt hat, dass es angesichts der Möglichkeit, die Verlaufskontrollen auch wohnortnah 

durchzuführen, schon an der Notwendigkeit einer Beförderung fehle.  

 

2. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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